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An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 
W i e n 

Z~ ,lr1-o IJ 

, I 

Auf die Anfrage der AbgeordnelenDr. KeppelmUller und Genossen vom 
• , . I 

22. Mai 1987, Nr. 470/J, betreffend 1I~~usikgJ.ück"Junsclltelegrarnmellder 

Post, beehre ich mich folgendes mitzuteilen: 

Zu 1: 
In Österreich werden jährlich 43,9 Millionen StUck Batterien un~ Nickel­
Cadmium-Akkus mit einem Gesamtgewicht von ca. '.900't verkauft. Darin 
sind 302 t Zink, 2,5 t Quecksilber, 1,0 t Blei,'6,2 t Cadmium und 11 t , 

,Nickel enthalten. 
'\" , 

Die von Ihnen angesprochenen Batterien in den Telegrammen sind Li~hium­
~Batterien, welche quecksilberfrei sind und gern. Schweizer Stoffverord-

/, nung, welche 4wischen schadstoffreichen und, anderen Batterien unter-

.! • 

,scheidet, der letzteren Gruppe zuzuordnen. Zieht man dann diese Mengen 
von ca. 240.000 StUck/a ins KalkUl gegenüber den 3 Million~n StUck 
verkauften Knopfzellen, ergibt sich eine anders gearteie Ge0ichtung der 

. Problematik. Auf Grund der umwelttoxikologischen Relevanz welche, 
abgesehen von Samme 1- und Recyi::l i n9akt i v i tliten, in engem Kontext zur 
allg~meinen Entsorgungssituation b~trachtet werden muß, erscheint mir 
hier eine Änderung der Gegebenheiten als vordringlich. Hier soll aber ein 
genereller Lösungsansatz zum Tragen kommen. 
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Zu 2: 
Zu diesem Problem liegt mir bereits eine Studie der Technischen Universi­
tät Wien, Institut fUr WassergUte und Landschaftswasserbau, Abt. Abfall-
wirtschaft, Vor •. · 
. . \' , 

Zu 3: 
Entsprechend der seitens meines Ressorts aufgzeigten sinnvollen Mög­
lichkeiten wird 'von mir eine gesetzliche Regelung angestrebt, welche 
sowohl die Einfuhr von quecksilberhältigen Produkten rigoros einschränkt, 

, 
bzw. ,bei quecksilberhältigen Batterien zwischen schadstoffreichen und 
anderen: Batterien unterscheidet. Die Grenze wäre bei einem Gehalt VOll 

. . . . 

250 mg insgesamt fUr Quecksilber und Cadmium pro kg Batterien zuziehen. 
(Die Zink-Kohle~atterien wären ebenso in eine Regelung miteinzubeziehen, 
um die Zinkfracht zu minimiere,n). 

Weiters werde ich mich bemühen, die Einfuhr von Gegenständen zu 
unterbinden, die'mit schadstoffreichen Batterien versehen sind und von 
denen erfahrungsgemäß angenommen werden kann, daß sie nach Gebrauch 
gemeinsam mit der Batterie in den Müll gelangen, bzw. ein Austausch der 

. Batterie nicht vorgesehen oder nur mit erheblichem Aufwand möglich ist. 

Di~ses angestrebte Procedere ist vor allem im Lichte der Abfallentsorgung . 
durch Kompostierung zu sehen. 

Im Jahr 1984.konnten Uber 50.000 m3 Kompost ausgebracht werden, was einer 
Deponieraumschonung von ca. 150.000 m3

, unter Einrechnung des Rotte­
verlustes und der Einbaudichte, entspricht. 

Diese Kompostherstellung /-ven"ertung wird aber nur möglich sein, wenn 
der damit ve~bundene Schwermetalleintrag drastisch gesenkt wird. 
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